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Der Politikwechsel und die Elbvertiefung
Ein Exzerpt aus dem Koalitionsvertrag von Lars Schiller
Elbvertiefung
Die Koalition sieht einerseits die ökonomische Be-
deutung der Elbe für die Erreichbarkeit des Ham-
burger Hafens und andererseits die Notwendig-
keit, die ökologische Situation der Elbe deutlich 
zu verbessern. Die Parteien stimmen darüber ein, 
dass die Ökologie der Elbe zukünftig auch vom 
Wachstum des Hamburger Hafens profitieren soll.
Die Koalitionspartner sind sich über die Sinn-
haftigkeit der Elbvertiefung uneinig, verständigen 
sich jedoch auf folgendes Verfahren: Das laufende 
Planfeststellungsverfahren wird fortgeführt. Träger 
des Vorhabens sind der Bund und die FHH*. Über 
die rechtliche Zulässigkeit des Ausbaus der Un-
terelbe wird im Rahmen des laufenden Planfest-
stellungsverfahrens durch die Planfeststellungs-
behörden des Bundes und der FHH entschieden. 
Nach Abschluss des Planfeststellungsverfahrens 
werden die Hamburger Behörden im Rahmen ih-
rer Zuständigkeiten an der Umsetzung mitwirken.
Die Koalitionspartner sind sich einig, dass nach 
Realisierung und Vollzug des jetzt laufenden Fahr-
rinnenanpassungsprojektes es keine weitere Fahr-
rinnenanpassung geben wird.
Hamburg wird bereits in dieser Legislaturperio-
de in Gespräche mit Niedersachsen und Bremen 
über eine strategische Zusammenarbeit der Häfen 
eintreten. (…)
Es soll gemeinsam mit den Nachbarländern und 
dem Bund ein Tideelbekonzept erarbeitet werden 
mit dem Ziel, naturnahe Vordeichflächen zu schaf-
fen und dadurch den Tidehub mittel- bis langfri-
stig um bis zu 50 cm zu reduzieren.
Die Hamburger Behörden sollen in dieser Legis-
latur entsprechende Maßnahmen auf Hamburger 
Gebiet umsetzen (…).
Das Wattenmeer wird zum nächst möglichen 
Zeitpunkt (Februar 2009 zur Entscheidung im Juli 
2009) bei der UNESCO zur Anerkennung als Welt-
naturerbe angemeldet. (…)
Stiftung zur Verbesserung der 
ökologischen Situation der Elbe
Hamburg wird im Jahr 2008 eine Stiftung errich-
ten, deren Zweck auf die Verbesserung des ökolo-
gischen Zustands der Elbe ausgerichtet ist. Sie soll 
Nach der Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft im Februar 2008 wurde der Umwelt-
politik in der Hansestadt während der Koalitionsverhandlungen besonderes Augen-
merk zugemessen. Trotz der unterschiedlichen Auffassungen der beiden Parteien, 
gibt es Einigkeit darüber, dass »wirtschaftliche Leistungsfähigkeit« und »ökologische 
Tragfähigkeit« nicht länger als Widerspruch behandelt werden dürfen. Ein besonderer 
Streitpunkt war die bevorstehende Elbvertiefung. Das Ausbaggern des Flusses ist nö-
tig, damit auch Schiffe 
mit einem Tiefgang von 
14,50 Metern den Hafen 
problemlos erreichen. 
Dieser Forderung der 
Hafenwirtschaft – zu-
gleich Position der CDU 
– stimmten die Grünen 
schließlich zu, allerdings 
unter der Bedingung, 
dass es Ausgleichsmaß-
nahmen für die ökolo-
gischen Folgen der Ver-
tiefung gibt.
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dabei eine langfristig angelegte Strategie verfolgen 
zur Schaffung ökologisch wertvoller Ästuar-Lebens-
räume, insbesondere Flachwasserbereiche. Die Stif-
tung soll die ihr zufließenden Mittel für über gesetz-
liche Pflichtaufgaben hinaus gehende Maßnahmen 
verwenden, die vorrangig im Hamburger Raum zur 
Verbesserung der ökologischen Situation der Elbe 
und ihrer Nebengewässer beitragen. Es soll sich um 
eine öffentlich-rechtliche Stiftung der FHH handeln. 
(…) Die Stiftung soll in den nächsten zehn Jahren 
mit 40 Mio. Euro ausgestattet werden (…). 
Die Stiftung kann sich auf die Planung und 
Durchführung von Maßnahmen aus dem ge-
planten Tideelbekonzept sowie sonstige und wei-
tere Ausgleichsmaßnahmen bewerben und damit 
weitere Mittel anwerben. 
Hafen
Es herrscht Einigkeit über die Notwendigkeit von 
hoher Flächenproduktivität im Hafen, hierfür sind 
entsprechende Anreize zu schaffen. 
Es wird vereinbart, dass das Ziel ist, Hafenunter-
nehmen weiter finanziell an Infrastrukturinvestiti-
onen im Hafen zu beteiligen. (…)
Es wird geprüft, ob und in welcher Form eine 
noch intensivere Zusammenarbeit in der Metro-
polregion in Hafen- und Logistikfragen auch unter 
Umweltaspekten erfolgen kann.
Die Koalitionspartner stimmen darüber ein, 
dass zum Themenkomplex Baggergutunterbrin-
gung auf der Fläche des Altspülfeldes Kirchstein-
bek mögliche Alternativen ergebnisoffen geprüft 
werden. Hinsichtlich einer möglichen Inanspruch-
nahme des Altspülfeldes Kirchsteinbek soll eine 
langfristige ggf. auch in Teilschritten mögliche 
Begehbarkeit der Flächen und Nutzung durch die 
Bevölkerung erreicht werden.
Es soll eine haushaltsneutrale Differenzierung 
bei Hafenentgelten in Bezug auf Umweltfreund-
lichkeit der Schiffe geben, d. h. einen Bonus für 
klimafreundliche Schiffe. (…)
Es besteht Einvernehmen, dass es ein Cluster 
»Maritime Industrien« mit den Schwerpunkten 
CO
2
-minimierende maritime Logistikketten, mo-
derne Schiffstypen und -antriebe und Offshore 
Windkraft geben soll. 
  * FHH – Freie und Hansestadt 
Hamburg
Der volle Text im Internet: 
www.hamburg.gruene.
de/cms/default/
dokbin/229/229457.
koalitionsvertrag.pdf
